
Bundesland: Mecklenburg-Vorpommern 

Eigenerklärung für Wirtschaftsteilnehmer nach Landesrecht Mecklenburg-
Vorpommern  

Vorbemerkungen 

Diese Eigenerklärung ist vom Bieter bzw. Beteiligten an einer Bietergemeinschaft 

auszufüllen und wie folgt abzugeben: 
- bei Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens mit elektronsicher Auktion: mit

dem Angebot in der 1. Phase
- bei Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens ohne elektronische Auktion: mit

dem Angebot

I. Angaben zum Wirtschaftsteilnehmer

Angaben zur Identität Antwort: 

Name: [    

 ] 

Postanschrift: [    

 ] 



Anlage 2 

II. Erklärungen zur Umsetzung des § 9 VgG M-V - Mindestarbeitsbedingungen

Erklärung nach § 9 Abs. 4 bis 6 VgG M-V: Mindestlohn 

Mein Unternehmen verpflichtet sich, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nach § 9 
Absatz 4 Satz 1, Absatz 6 Satz 1 VgG M-V bei der Ausführung der Leistung mindestens das 
nach § 9 Absatz 4 Satz 1 und 2 VgG M-V in Verbindung mit der Mindest-Stundenentgelt-
Verordnung maßgebliche Mindest-Stundenentgelt zu bezahlen. 
Die Pflicht zu höherer Entgeltzahlung aufgrund anderweitiger Regelungen bleibt hiervon 
unberührt.
Soweit ich Leistungen auf Nachunternehmer übertrage, verpflichte ich mich, dem 
Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser 
Pflichten durch den Nachunternehmer zu überwachen. 

Von den Bestimmungen des § 9 Abs. 4 und 5 VgG M-V erfasst sind auch Leiharbeit-
nehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2017 (BGBl. I S. 258) geändert worden ist, sowie 
Werkvertragsarbeitnehmerinnen und Werkvertragsarbeitnehmer; Verleiher nach dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und Werkvertragsunternehmer gelten als Nachunter-
nehmer im Sinne des Abs. 5. Nicht erfasst sind Auszubildende, Praktikantinnen und 
Praktikanten, Hilfskräfte und Teilnehmende an Bundesfreiwilligendiensten. 

Hinweis zu § 9 Abs. 4 bis 6 VgG M-V: 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verpflichtungserklärung nicht verlangt wird, soweit 
Unternehmen oder vorgesehene Nachunternehmer mit Sitz im EU-Ausland beabsichtigen, 
die verfahrensgegenständliche Dienstleistung ganz oder teilweise im EU-Ausland zu 
erbringen. 



III. Kontrollen und Sanktionen gem. § 10 VgG M-V 

 

1. Soweit Unternehmen nach Maßgabe von § 9 Abs. 1 und 4 VgG M-V zur Beachtung 
von Mindestarbeitsbedingungen verpflichtet sind, kontrolliert der Auftraggeber die 
Einhaltung dieser Obliegenheiten; das Gleiche gilt, soweit Unternehmen nach 
Maßgabe von § 9 Abs. 5 VgG M-V verpflichtet sind, Nachunternehmer zu verpflichten 
und die Beachtung von deren Pflichten zu überwachen. Die Auftraggeber sind von 
der Pflicht nach Satz 1 befreit, soweit das Land die Kontrolle auf eine andere Stelle 
übertragen hat 
 

2.  Im Umfang der nach Nr. 1 bestehenden Kontrollpflicht gelten folgende weitere 
Maßgaben: 
 

a. Der Auftraggeber oder die andere Stelle nach § 10 Abs. 1 S. 2 VgG-MV ist 
befugt, Kontrollen nach § 10 Abs. 1 S. 1 VgG M-V durchzuführen und dabei 
Einsicht in die Entgeltabrechnungen, die die zur Erfüllung des jeweiligen 
Auftrages eingesetzten Beschäftigten betreffen, sowie in die zwischen dem 
Auftragnehmer und seinen Nachunternehmern geschlossenen Verträge zu 
nehmen. Der Auftragnehmer hat seine Beschäftigten auf die Möglichkeit 
solcher Kontrollen hinzuweisen. Der Auftragnehmer hält vollständige und 
prüffähige Unterlagen zur Vornahme der Kontrollen nach § 10 Abs. 1 S. 1 
VgG M-V bereit und legt sie auf Verlangen dem Auftraggeber oder der 
anderen Stelle nach § 10 Abs. 1 S. 2 VgG-MV unverzüglich vor. 
 

b. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für jeden schuldhaften Verstoß gegen die 
Obliegenheiten nach § 9 Abs. 4 bis 6, 9 VgG M-V eine Vertragsstrafe in Höhe 
von 1 Prozent, bei mehreren Verstößen bis zu höchstens 5 Prozent des 
Auftragswertes zu zahlen. Dies gilt auch für den Fall, dass der von ihm 
beauftragte Nachunternehmer oder ein von diesem eingesetzter 
Nachunternehmer gegen seine nach § 9 Abs. 5 VgG M-V begründete 
Obliegenheit verstößt, sofern der Auftragnehmer diesen Verstoß kannte oder 
kennen musste. 

 
c. Ist die vereinbarte Vertragsstrafe wegen Nichterfüllung der aufgrund des VgG 

M-V übernommenen Obliegenheiten verwirkt, soll diese verlangt werden. Ist 
die verwirkte Vertragsstrafe unverhältnismäßig hoch, so kann sie vom 
Auftraggeber auf Antrag des Auftragnehmers auf einen angemessenen Betrag 
herabgesetzt werden. Die Vertragsstrafe entfällt, wenn wegen des zu Grunde 
liegenden Verstoßes gegen den Auftragnehmer rechtskräftig straf- oder 
ordnungswidrigkeitenrechtliche Maßnahmen ergriffen worden sind. Die 
Geltendmachung einer Vertragsstrafe nach dem VgG M-V bleibt von der 
Geltendmachung einer Vertragsstrafe aus anderem Grunde sowie von der 
Geltendmachung sonstiger Ansprüche unberührt. 

 
d. Der vorsätzliche, grob fahrlässige oder mehrfache Verstoß gegen die 

Obliegenheiten nach § 9 Abs. 4 bis 6, 9 VgG M-V durch den Auftragnehmer 
oder seine Nachunternehmer berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen 
Kündigung des Vertrages. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem 
Auftraggeber den durch die Kündigung entstandenen Schaden zu ersetzen. 

 
 



IV. Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen gem. § 11 VgG M-V 
 
Es ist darauf hinzuwirken, dass die ILO-Kernarbeitsnormen bei der Ausführung des 
Auftrages eingehalten werden.  
 
Die ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus:  

 
1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 

1930 

  (BGBl. 1956 II S.641),  
2.  dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 

Vereinigungsrechtes vom 09. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S.2073),  
3.  dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des 

Vereinigungsrechtes und des Rechtes zur Kollektivverhandlungen vom 01. Juli 
1949 (BGBl. 1955 II S.1123),  

4.  dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und 
weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 
1956 II S.24),  

5.  dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. 
Juni 1957 (BGBl. 1959 II S.442),  

6.  dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und 
Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S.98),  

7.  dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur 
Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S.202) und  

8.  dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen 
zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 
(BGBl. 2001 II S.1291).  

 
Ich versichere, für meine Leistungen keine Waren zu verwenden, die unter Missachtung der 
ILO-Kernarbeitsnormen festgelegten Mindeststandards gewonnen oder hergestellt worden 
sind. 
 
Ich versichere weiter, dass meine Erklärung auch für den Fall des Einsatzes von 
Nachunternehmern gilt. 
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